
Esgrüßet sosehr ...
Di e Wei hnachtszeit i st di e schönste
Zeit: Das fi ndet ausnah mswei se auch
mal di e woxx-Redakti on, deren Mit-
gli eder sonst eher ausgemachte
Festtagsmuffel si nd. Di verse Kal en-
der, Sternkarten und Wei hnachts-
männer - di e freundli chen Wünsche

und besten Grüße si nd zahl rei ch. Für be-
sondere Heiterkeit sorgt der weil der vi rtuel -
l e, mit Wei hnachtskugel n behangene El ch
ei nes woxx-Lesers, der i m I ntranet di e Run-
de macht. All es I kea, oder was? Oder
ei ne subversi ve Kriti k ( Mann, si nd di e el -
chi g . . . ! ) ? Ei ne Karte will so gar ni cht i n
di e kalte Vor wei hnachtszeit passen: Darauf
posti eren j unge, braun gebrannte Frauen
und Männer i n Badeanzügen und Bade-
shorts vor Pal menkuli sse. Tja, unser Re-
dakteur i m Sabbatjahr hat' s gut. Nach den
grell en Rekl amen i n Toki o, nach 1 1. 000 Ki -
l ometern durchs l andschaftli ch phänomena-
l e Australi en schaut er si ch zurzeit Tahiti an
- u m danach weiter nach Chil e zu rei sen.
Der Nei dfaktor bei den Dahei mgebli ebenen
stei gt, während di e Temperaturen auf dem
Ther mometer fall en. Aber i n Gedanken schi -
cken wi r sel bstverständli ch di e besten
Wei hnachtsgrüße zurück - auch an all e un-
sere treuen LeserI nnen.

Mehr Europa will
Premierminister Juncker.
Aber wasdasgenau heißt,
darüber schweigensich die
Akteure der Verhandlungen
zumVerfassungsentwurf

weitgehend aus.

Kommt Zeit, kommt Rat - das
ist die Hoffnung, die Premiermi-
nister Jean-ClaudeJuncker nach
den gescheiterten Verhandlun-
gen über eine europäische Ver-
fassungin Brüssel amvergange-
nen Dienstag in der Chamber
formuliert hat. Europas Lenker
sollen nachdenken: über die ei-
genen europäischen Ambitio-
nen, darüber, ob nationale Inte-
ressen nicht mehr zurückstehen
müssen, um Europa voran zu
bringen. Einsicht verspricht sich
das dienstälteste luxemburgi-
sche Ratsmitglied von dieser
Denkpause, die Expertenschät-
zungen zufolge wahrscheinlich
bis Ende 2004 andauern wird.
Davor werden andere Themen
die Kalender der Staats- und Re-
gierungschefs besti mmen: der
Finanzrahmenfür die erweiterte
Gemeinschaft ab2006, die Parla-
mentswahleninSpanien, der EU-
Beitritt vonzehn mittel- undost-
europäischenLändern, die Euro-
pawahlen i mJuni 2004, umnur
einigezunennen.

Wieviel Europa braucht
die Union?
"Es gibt keine Alternative zu

Europa", beschwor Juncker ein-
dringlich. Eine klares Votumfür
mehr undfür einvertieftes Euro-
pa, das Luxemburg in den ver-
gangenen Jahren und Jahrzehn-
ten aber selbst häufig hat ver-
missen lassen. Stichwort Bank-
gehei mnis und Sicherung des Fi-
nanzplatzes. Das war einmal.
Der Premier gibt sich in aktuel-
len Interviews und in seiner
Chamber-Rede jedenfalls als ge-
läuterter aufrichtiger Europäer.
Undinder Tat hat sichdas Groß-
herzogtumdafür eingesetzt, den
mühsam errungenen Kompro-
miss bei m Verfassungsentwurf
des Konvents nicht wieder auf-
zuschnüren.
Luxemburg hat das Prinzip

der "doppelten Mehrheit" unter-
stützt, das den durch Nizza zu-
gesicherten Einfluss der kleinen

und mittleren Staaten wieder
zurücknimmt und Sperrminori-
täten unmöglich macht. Als "eu-
rodemokratisch" bezeichnete
JunckerineinemWort-Interview
diese Sti mmengewichtung, als
Kombination von Gleichheits-
prinzip(jedes Landbekommt ei-
ne Sti mme) und Proportiona-
litätsprinzip (nach Größe der
Bevölkerung). Unerwähnt bleibt
dabei aber zweierlei: Längst
nicht in allen Themenbereichen
der EU soll nach diesem Ver-
fahren entschieden werden.
In Steuerfragen beispielsweise
sperrt sich Luxemburg - neben
anderen - gegen eine Auflocke-
rung des Einsti mmigkeitsprin-
zips. Ähnlichist esi mwichtigen
Bereich der Sozialpolitik. Nicht,
dass diese Lockerungunbedingt
wünschenswert wäre: Bereits
laufende Debatten in den EU-
Kommissionen etwa umdie Pri-
vatisierung staatlicher Dienst-
leistungen (das so genannte
GATS-Abkommen)lassenahnen,
wohin Mehrheitsbeschlüssefüh-
renkönnten.
Zurück zur viel diskutierten

Rolle der Institutionen. Wie ge-
recht ist eigentlich die luxem-
burgische Forderung nach
sechs AbgeordnetenimEuropa-
parlament? Eine luxemburgi-
sche Abgeordnete vertritt der-
zeit rund 44.000 BürgerInnen, in
Deutschland hingegen kommen
auf einenEP-Abgeordnetenüber
800.000 BürgerInnen. Von Pro-
portionalität kann keine Rede
sein.

Ansichtssache
Gerechtigkeit
Sicherlich lässt sich mit Zah-

lenspielen viel Polemik entfa-
chen. Deutlich wirdaber, wieun-
terschiedlich die Begriffe "Ge-
rechtigkeit" und "europäisch
denken" je nach ideologischem
Standpunkt und nationaler Ver-
ortung interpretiert werden. Da
ni mmt sich auch Luxemburg
nicht aus.

Außenministerin Lydie Polfer
warnteinihremRedebeitragvor
einem "Kerneuropa": Staaten,
die wollen, sollenin verschiede-
nen Bereichen verstärkt zusam-
men arbeiten und so eine euro-
päische Dynamik schaffen, die
andere mitzieht, wie seinerzeit
bei Schengen und beimEuro ge-
schehen. Als Konsequenz der
Krisefreilich, nicht als Ziel.
"Esisti mAugenblicknochgar

nicht klar, was unter einemEuro-
pa der zwei Geschwindigkeiten
überhaupt zu verstehen ist",
wendet Ben Fayot von der LSAP
ineinemGespräch mit der woxx
gegen solche Pläne ein. In der
Tatläuft eineintensivere Zusam-
menarbeit etwaentlang der Ber-
lin-Paris-Achse i m Bereich der
europäischen Verteidigungspoli-
tik, wie sie i m Frühjahr dieses
Jahres beschlossen wurde, Ge-
fahr bereits bestehende Gräben
zu vertiefen. Zwar hat Großbri-
tannien überraschend eine teil-
weise Zusti mmung signalisiert,
aber ob London und Berlin tat-
sächlich dasselbe meinen, wenn
sie über europäische Sicher-
heitsstrategie, Militär und Multi-
lateralismus reden, darf bezwei-
felt werden.
Angst und Argwohn vor

"Françallemagne" (Spiegel-on-
line) sind aber nicht nur auf der
Insel groß, sondernauchbei den
Newcomern Polen, Tschechien
und Ungarn. Aus verständlichen
Gründen. Eine "verstärkte Zu-
sammenarbeit" in diesem Be-
reich gilt deshalb als äußerst
sensibel, auch wenn sie auf der
Basis bestehender EU-Verträge
grundsätzlich möglichist. Aller-
dings muss sie von der Gemein-
schaft umständlich genehmigt
werden; einentsprechender Vor-
schlag des Verfassungsentwurfs,
das Genehmigungsverfahren zu
vereinfachen, bleibt mit dem
vorzeitigenAus einPapiertiger.

Höchste Zeit für
Transparenz
Vielleicht hat das Scheitern

des Brüsseler Gipfels auch sein
Gutes. Für die Öffentlichkeit
wird in aller Schärfe offenbar,
wie fundamental unterschied-
lich die Vorstellungen der alten
und neuen Mitgliedstaaten vom
gemeinsamen Europa sind: Es
gibt einen grundsätzlichen Dis-
sens unter den Staats- und Re-
gierungschefs über die künftige
Ausrichtungder EU, wobei wohl-
gemerkt die Zivilgesellschaft
bisher noch gar nicht gefragt
wurde. BenFayot- undnicht nur
er - spricht von einemgegensei-
tigen "Unverständnis zwischen
zwei Konzeptionen des endgülti-
genZustands der EU": einmal als
gemeinsamer Binnenmarkt ge-
dacht mit möglichst wenig Su-
pranationalität und einmal als
eine politische Gemeinschaft,
die so viele Zuständigkeiten wie
möglich auch gemeinsam ent-
scheiden will.
Dazu müssen aber alle Akteu-

re - und dazu zählen nicht zu-
letzt diebetroffenenBevölkerun-
gen- wissen, umwas es bei der
Zukunft von Europainsbesonde-
re inhaltlich geht: mehr Rechte,
bessere Lebensbedingungen
und Friedenfür alle? Oder mehr
(wirtschaftliche) Macht, mehr
(militärischen) Einfluss für eini-
ge wenige? Diese Frage hat kein
europäischer Politiker undkeine
europäische Institution bisher
befriedigend beantworten kön-
nen. Wenn sie sich denn über-
haupt die Mühe machen.

Ines Kurschat

EU-VERFASSUNG

EuropasLenker
sollen denken

Parteipolitische Absti mmung
zur Ombudsperson
Das Resultat der Parlamentsabsti mmung zur Ei nsetzung
ei ner Ombudsperson i m Bereich der öffentlichen Ver-
waltung machte es ganz deutlich: Es war ei ne politische
Wahl. Marc Fischbach, Ex-CSV-Minister und aktueller
Richter am Europäischen Gerichtshof für Menschen-
rechte i n Straßburg, erhielt exakt 32 Sti mmen - das wa-
ren ausschließlich Sti mmen der Mehrheitsabgeordne-
ten, aber nicht ei nmal die zur Gesamtheit. Während
auch die LSAP geschlossen für "i hre" Kandidati n Lydie
Err sti mmte, entschieden sich die anderen Oppositi ons-
deputierten zum größten Teil für ei nen unabhängigen
Kandidaten. Dass CSV- und DP-Abgeordnete sich ge-
horsamst den Anweisungen von oben unterwarfen,
macht aus dem neu geschaffenen Posten, dessen con-
diti o si ne qua non ja ei gentlich politische Unabhängig-
keit ist, schon ei ne Karikatur, ehe der frischgebackene
Ombudsmann auch nur sei ne Arbeit aufni mmt. Der
58-jähri ge Fischbach, der mit sei ner Ausbil dung (kei n
gelernter Mediateur) unter den Kandidaturen nicht be-
sonders hervorstach, erfüllt zudem das Orakel, das bei
den Debatten zum betreffenden Gesetzesprojekt i m Juli
auftauchte: dass nämlich ei n "verdienter" älterer Beam-
ter oder Politiker hier bis zur Pension zwischengelagert
werden könne. Und Altlasten aus sei ner Ministervergan-
genheit, wie das Dossier Bauernzentrale oder die da-
mals schon kläglichen Zustände i n der Schrassi ger
Strafanstalt i n Sachen Menschenrechte, werfen weitere
Fragen zur Ei gnung des neuen "Knoutermann auf". Aber
die nächste Ombudsperson kommt besti mmt: Der Pos-
ten wurde gesetzlich auf acht Jahre begrenzt.

Greenpeacetrotzt Esso
Greenpeace Luxemburg übt scharfe Kritik am Urteil des
Escher Friedensgerichts. Das hat die NGO für schul di g
befunden, auf unzulässi ge Weise die Geschäftsfrei heit
von Esso behi ndert zu haben. Es handelt sich um das
erste zivilrechtliche Urteil zur Akti on vom 25. Oktober
2002, als Greenpeace 29 Esso-Tankstellen besetzte.
Sollte Greenpeace sämtliche noch bevorstehenden Ver-
fahren i n dieser Angelegenheit verlieren, könnten auf die
Organisati on Zahl ungen i n Höhe von 300.000 Euro zu-
kommen. "Das wäre die Hälfte unseres Jahresbudgets,
Lohnausgaben i nbegriffen", sagt Greenpeace-Chef Pas-
cal Husti ng gegenüber der woxx. Er will trotzdem nicht
von Bankrott reden. "Es wäre ei ne brenzli ge Situati on,
wir müssten unsere Kampagnen massiv zurückfahren",
so sei ne Ei nschätzung. Ei ne fi nanzielle Unterstützung
durch Greenpeace I nternati onal sei grundsätzlich mög-
lich, werde aber von Fall zu Fall entschieden.
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Alles Ringen halfnichts. AuchSpaniens Außenministerin AnaPalacio beharrte eisernaufihrenForde-
rungenundtrugsozumScheiterndes Brüsseler Gipfels zumVerfassungsentwurfbei.
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